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Ueber Verpfändung von Kuren. 


Eine Creditbank hatte dem A. ein Darlehen gegen Verpfän⸗ 
dung der ihm gehörigen Kuxe zugeſichert. Der Rechtsauwalt der Bank 
forderte die Auszeichnung des Pfandrechte im Gewerkenbuche, welche 
angeſucht, von der Berghauptmaunſchafk jedoch mit der Motivirung 
abgewieſen wurde: „weil den Kuren die rechtliche Eigenſchaft beweg⸗ 
licher Sachen zukommt, und die Vormerkungen über Pfandrechte im 
Gewerkenbuche keine rechkliche Wirkung haben“ 

Eine Entſcheidung in höherer Inſtanz wurde leider nicht pro⸗ 
vbeirt. Es bleibt aber intereſſant die Frage nach der Verpfändung 
eines Kutes näher ind Auge zu faſſen. 

Das Berggeſez vom 23. Mat 1854 hat dieſe Frage nicht aus⸗ 
drücklich entschieden. Sie muß daher an der Hand der allgemeinen 
Beſtimmungen diefeß Geſeßzes $ 140 ff. gelöst werden. 

Früher war der Kur ein reeller Antheil an dem gewerkſchaft⸗ 
lichen Vermögen; er entſprach den Anthetlen der Mitglieder an ber 
heutigen Bergwerks⸗Geſellfchaft $ 136 a. B. G. Er war ein bücher⸗ 
lich ausgezeichneter Thel des unbeweglichen Bergwerkzeigenthumes und 
daher ſelbſt unbeweglich. Nunmehr aber iſt die Gewerkſchaft mit dem 
Charakter einer jutiſtiſchen Perſönlichkeit bekleidet, eine Vermögens⸗ 
Gemeinſchaſt, worauf die Analogie der Actiengeſellſchaft mit Antheilen 
(Actieu) auf beſtimmte Namen vollends zutrifft. Jetzt find nicht mehr 
die Mitzewerken, ſoudern die Gewerkſchaft qua talis Subject des 
bücherlichen Eigenthumes, welches nnabhängig von den einzelnen Theil⸗ 
habern in der Nechtswelt zur Erſcheinung gelangt {$ 141 Alin. 2). 
Der Antheil an der Vermögensgemelnſchaft, Kur, repräſentirt mu eine 
Duote des Ganzen und kommt nirgends als couereter Theil des ge⸗ 
werkſchaftlichen Vermögens zum Ausdrucke. Das Berggeſet vindicirt 
ihm deßhalb 8 140 die rechtliche Eigenſchaft beweglicher Sachen. 
Gleich der Actle verkörpert ſich das Then aberrecht des Mitgewerken 
im Kuxſcheine, der uach der Vollzugsvorſchrift zum B. G. § 86 als 


Auszug aus dem Gewerkenbuche erſcheint. Deſſenungeachtet muß mit 
Hinblick auf SS 141 und 142 behauptet werden, daß das Gewerken⸗ 
buch als Regiſter eben nur zum Zwecke der Evidenzhallung geführt 
wird, und daß zur Erwerbung von Eigenthum und anderen Rechten 
am Kur die Eintragung in das Gewerkenbuch ebenſowenig erforder⸗ 
lich iſt, als rückſichtuch der Metie die Eintragung ins Acttenbuch 
(A. 182, 183, 309 a. Hand. G. B.). In dieſer Richtung find die 
Vorſchriften detz bürgerlichen Rechten maßgebend und ausreichend. Es 
wird darum die Uebergabe bed Kneſcheined zur Erwerbung des Pfand⸗ 
rechtes vollkommen genügen. Dieſe Anſchauung dürfte durch 8 5 
Alin. 2 J M. V. vom 13. December 1854, Nr. 314 R. G. B. 
unterſtützt werden. 

Ein Anderes iſt es aber, ob die Berghauptmannſchaft aus dem 
von ihr angegebeuen Grunde die Eintragung, beziehungsweiſe Anmer⸗ 
fung der Verpfändung im Gewerkenbuche abweiſen ſollte. 

Das Gewerkenbuch ſoll nach feiner ganzen Tendenz eine mög, 
lichſt klare Ueberſicht fämmtlicher auf die Gewerkſchaft und deren, 
Theile Bezug nehmenden Verhältniſſe geben, und wenn die Ein⸗ 
tragungen darin ſchon nicht, wie ber Grundbüchern, Rechte ertberlen, 
jo werden doch mit Hinblick auf die münſchenswerthe Eyidenzhaltung, 
Rechte, welche diesfalls beſtehen, im Gewerkenbuche ausgezeichnet wer 
den können, wie ſolches in der Vollzugsvorſchrift $ 86 des Näheren 
berührt tft. Erfolgen doch täglich zu die für den Rechtzverkeht eminent 
maßgebenden Grundbücher ſolche Eintragungen, denen jebe rechtliche 
Bedeutung abgeſprochen werden muß. Man denke an die Auszeichnung 
des Schätzwerthet, der Grenzen, Lage, Pareellen ꝛc. der Realität. 

Da nun das Begehren des Geſuchſtellers einfach darauf gerichtet 
war, es möge das durch Uebergabe der Kuxſcheme beſlellte Pfandrecht. 
im Gewerkenbuche angemerkt werden, ſo wäre die Bewilligung mit 
den Beſtimmungen des Geſetzes kaum in Widerſpruch gewefen, und 
es ſcheint die den Anfuchenden empfindlich ſchädigende Abweifung durch 
ihre Motivirung kaum gerechtfertiget. 

Dr. Archer. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenzſtreit. Im Falle einer aus forſtpolizeilſchen Gründen 

vorgenommenen Pfändung von Vieh iſt eine gerichtliche Klage 

auf Schadenerfa Seitens des Vieheigenthümers erſt dann zu⸗ 

läſſig, wenn von den Verwaltungsbehörven erkannt worden ift, 

daß in der Pfandungsvoruahme eine Ueberſchreitung des polizel⸗ 
lichen Amts wirkungskreiſes liege. 


Der Feld⸗ und Waldhüter der Gemeinde K. (im früheren polt- 
tiſchen Bezirke T.) bemerkte eine Anzahl weidender Ziegen der Ge⸗ 
meindeinfafſen von T. lim früheren politiſchen Bezirke &) auf dem 
im Gebiete der Gemehrde T liegenden Wald⸗ und Weidegrunde. Dor 
Waldhüter begab ich ſogleich auf diefen Waldgrund, unt die Ziegen 


in Beſchlag zu nehmen, traf ſie aber dort nicht mehr an, fondern 


ſchon auf der zwiſchen jenem Grunde hinziehenden Strafe im Ge⸗ 
biete der Gemeinde T., wo er ſie pfändete und dann nach K. trieb. 
Der Gemeindevorſtand von K. veräußerte von den gepfäudeten Ziegen 
27 Stuck im Lieitatkonswege, weil die Eigenthümer — Juſaſſen aus 
T. — die Strafbeträge zu zahlen ſich weigerten. 

Dieſes Factum gab den Ziegenbeſizern aus T. Aulaß zu der 
beim Bezirksgerichte T anhängig gemachten Klage wider die Gemeinde 
K. auf Rückſtellung der 27 Stück Ziegen eventuell auf Zahlung elnes 
Betrages von 187 fl., daun auf Erſatz des durch die ungefogliche 
Vorenthaltung dieſer Ziegen entstandenen Schadens. 


Ju der Klage behanpteten die Kläger, die Pareelleu des er⸗ 
wähnten Wald⸗ und Weidegruudes ſeten Elgenthunt der Gemeinde T., 
die Pfändung ſei ungefetzlich und eigenmächtig geweſen, da nach § 64 
des Forſt⸗Geſ. und nach § 1321 a. b. G. B. nur der Eigenthümer 
eines Walded fremdes Vieh, welches er auf dem eigenen Grunde an⸗ 
trifft, pfſäuden kaun. Die Gemeinde K. habe gar kein Efgenthums⸗ 
recht auf die Waldparcellen, noch weniger aber anf die Poſtſtraße, wo 
die Pfändung vorgenommen worden. Die geklagte Gemeinde brachte 
die formelle Einwendung der Jucompetenz der Gerichte zur Eutſchei⸗ 
dung dieſes Strelte vor, weil derſelbe rein politiſcher Natur fei, in⸗ 
dem die Pfäudung nicht im Grunde des § 1321 a. b. G. B. als 
vutvatrechtliches Schadenerſatz⸗Sicherſtellungsmittel, ſondern in Haube 
habung de Hoflanzleldecretes vom 30. November 1843, 8. 16.266 
für Iſtrien erfolgt ſei. Nach dieſen mit der Gubernial⸗Verordnung 
vom 13. Juli 1844, 3. 7507 fundgemachten Decrete ift das Halten 
der Ziegen in der Regel nur auf eigenem Grunde geſtaftet, und der 
Durchtrieb der Ziegen auf öffentlichen Straßen und Gemeludewegen 
durchaus unterſagt; von den Gemeindeweiden ſind aber die Ziegen 
ausgeſchloſſen, und verfällt jeder Ziegeneigenkhümer, defſen Ziege auf 
offentlichen und Gemeindewegen oder auf Gemeindegrund betreten wird, 
in eiue Geldſtrafe von einem Gulden, wovon die Hälfte dem Denun⸗ 
ciauten und Eigreifer, die andere Hälfte den Ortsarmen zuzufallen 
habe, abgefehen von den Folgen, welche § 1321 a. b. G. B. feſtſetzt. 
Die Gemeinde K. berief ſich weiterg auf die vom Bez. Amte T. an 
fie ergangenen Verordnungen vom 2. November und 1, December 
1859, womkt ihr aufgetragen wurde, jede Ziege, welche in den in 
Schonung gelegten Waldthellen oder auf Privatgründen angetroffen 
wird, ohne weiters vom Waldhüter pfänden zu laſſen, zur Hintangabe 
ſolcher Ziegen eine Lteitation guszuſchreiben, zur Abhaltung der Lich 
tation aber vorerſt die Ermächtigung des Bez, Amkes elnzubsten. 


Div Kläger bekämpften die Statthaftigkeit dieſer Einwendnug 
der Incompetenz des Eivlilrichters damit, daß allerdings jede gericht: 
liche Verhandlung in der fraglichen Angelegenhelt unſtatthaft erſchetnen 
würde, wenn dle beklagte Gemeinde wirklich im Auftrage des Bez. 
Amtes T. als Verwaltungsorgan gehandelt hätte. In dem von der 
beklagten Gemeinde bezogenen bezirksamtlichen Erlaffe ſei erſtlich aus⸗ 
drücklich von einer Ermächtigung (zur Mettation) die Rede, welche 
die Gemeinde beim Bez Amte einzuholen habe. Es ſei nicht erwle⸗ 
ſen, daß elne folche Ermächtigung im vorliegenden Falle eingeholt 
worden ſei. Aber auch die fragliche Ermächtigung vorausgeſetzt, hätte 
die Thätigkeit des Gemelndevorſtandes von K. in Rückſicht auf die 
Pfändung ſich wur auf das Gebiet der Ortsgemeinde K. erſtrecken 
körmen, nicht aber auch auf das der Gemeinde T, und der auf ſelbem 
ſich hinzieheuden Poſtſtraße, wo jene gewaltthätige und eigenmächtige 
Pfändung durch den Waldhüter von K. vorgenommen wurde. Die 
Verordnung des Bez. Amtes T. vom 1. December 1859 fet au den, 
Genteindevorſtand von K mit der Beſchränkung auf dag betreffende 
Gememdegutsgebiet erfloſſen; die Ziegen ſeien aber auf der Poſtſtraße 
in T. abgenommen worden, und Feldhüter und Gemeindevorftand han⸗ 
delten daher wicht iunerhaſb des ihnen von den politiſchen Aufträgen 
vurgeſchriebenen Wirkungätreiſes, fie waren nicht öffentliche Organe, 
und erſcheinen daher für ihr Thun und Laflen nicht nach polizellichen, 
sondern nach privatrechklichen Grundſätzen verantwyrtlich. 

Das Bezirksgericht T. ging auf die von der beklagten Gemeinde 
vorgebrachten Einwendungen der Gerichtsunzuſtändigkeit ein, „weil die 
Behauptung der geffagten Gemeinde, daß fie die fragliche Pfändung 

in Augübung ihres Aıntes als Ortapolizei und in Befolgung höherer 
poli admiuiſtraliver Verfügungen vorgenommelt habe, vollkammen 
begründet erſcheine“, und haf mit Beſcheid die Klage zurückgeſtellt. 

Gegen diefen Spruch reeurrirten die Kläger an das Oberlandes⸗ 
gericht, und begehrten die meritvriſche Eutſcheidung über das geſtellte 
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Klagebegehren durch den Eivilrichter, indem fie betonten, daß die Vor⸗ 
nahme der Pfändung anßerhalb des Gebietes der pfäudenden Gemeinde 
und im Gebiete den Bezirkes F. ſtattgefundeu, daß die Gemeinde K. 
auf letzterem kein Recht hafte, etwas zu beginnen, was einem Ein⸗ 
griffe in das Privatrecht gleichkam, daß diefelbe, wenn fie das wirk⸗ 
lich verübte, den verletzten Perſonen nach gemeiurechtlichen Grund⸗ 
ſätzen haften müſſe. 

Das Obergericht gab dieſem Necurſe gewährende Folge, und 
verordnete an das Bezirksgericht, iu der Rechtsſache unter Feſthaltung 
ſeiner Zuſtändigkeit zur ordunngsmäßigen Erledigung zu ſchrelten, 
„well die gepfäudeten und veräußerten Stegen der Kläger aaßerhalb des 
Gemeindegebietes von K. betreten und weggenommen wurden; die An⸗ 
gabe der Gemeinde, fie habe dieſe Acte uur in Ausübung ihres Ant⸗ 
tes als Ortspolizei und in Befolgung politiſch⸗admiuiſtratwer Ver⸗ 
ordnungen vorgenommen, offenbar unſtatthaft und mit den gedachtel 
Verordunngen unverernbar erfchefue, und well auch im Hiublicke auf 
Arllkel 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 die 
Kläger ihre Anſprüche vor dem Gerichte ſogar in dem Falle geltend 
zun machen befugt wären, wenn die beklagte Gemeinde als Verwal⸗ 
tungsbehörde gehandelt hätte.“ 

Dagegen verlangte die geklagte Berneinde im Revlſionsreenrſe an 
deu k. k. oberſten Gerichtshof die Beſtätigung des erſtrichterlichen 
Spruches; etz wäre im vorliegenden Falle die Competenz des Cioil⸗ 
richter nur daun gerechtfertigt, wenn dle politiſche Oberbehörde die 
unterſtehende Behörde (das Gemeindeamt) der Ueberſchroltung des eige⸗ 
neu Wirkungökretſes für ſchuldig erlaunt, und für den dadurch verhr⸗ 
gachten Schaden verantwortlich erklärt, den Beſchädigten aber zur 
Liqutdicung des Schadens auf den Mechtsweg gewieſen hätte. Dieſe 
Competenzfrage, aus welcher die Kläger ihre Erſazanſprüche ableiten 
wollen, jet aber von der eolmpetenten polftiſchen Oberbehörde noch nicht 
ontſchieden worden. Uebrigens walte zwiſchen der Gemeinde T. und der 
Gemeinde K. in Betreff dieſer Pfändungeſache kein Streit ob, und es 
habe factſſch weder die Gemeinde T. noch das Bezirksannt egen die 
Amtshandlung des Gemeindeamtes K 8recſamürt, was ſelbſtverſtändlich 
nur vor der coinpetenten polittſchen Oberbehörde geſchehen könnte. Die 
Sn ſeien aber nicht befugt, die Gemeinde T. oder das Bezirk, 


fanınt F. 
diesfalls zu repräſentiren. Der von den Klägern vorgeſchüßzte Schaden 
rühre von der Veräußerung der Ztegen her, welche zur Deckung der polh⸗ 
tiſch feftgefepten Strafen für die Uebertretung der Vorſchwiftell bes Hal⸗ 
tens und Weidens von Stegen ſtatthatte; gegen die Strafe aber, ſowie 
über das Strafausmaß ſei weder recurrirt, noch ſouſt Beſchwerde gefübrt 
worden; die Kläger hätten ſonach aus dieſem Titel kein Klagerecht. Das 
Gemeindeamt könue aber für die int übertragenen Wirkungskreife gepflo⸗ 
gene Amtshandlung nicht von dem Civilrichter zur Veraulwortung gez 
gen werden, und müßte deuſelben in Confliek mit deu Verwaltuugs⸗ 
behörden verwickeln. 

Der k. k, oberſte Gerichtshof befragte daß Miutſtertum des Innern 
um feine Meinung in diefer Competenzfrage und entwickelte die eigene 
Auſicht dahin, „daß in der vorſiegenden Angelegenheit die Gerichte nicht 
zuſtändig feien, meil eg ſich nicht um eruen Net der Privatpfändung nach 
§ 1321 a. b. G. B. zur Sicherſlellung des dem Eigenthimer ſenes Wald⸗ 
grundes etwa zuſtehenden Schadenerſages handle, fondern die Beſchlag⸗ 
nahme und die jpätere Veräußerung der Zlegen in Folge detz der Ger 
meinde von deu vorgeſetzten politiſchen Behorden aus politiſchen Grün⸗ 
den ertheilten Auftrages vorgenommen wurde. Der k. k. oberſte Gerichts⸗ 
hof meine, daß, wenn die Echtheſt der beigebrachten bezirksämtlichen 
Aufträge ſichergeſtellt fei, es klar ſet, daß die von den Klägern rerlamirte 
Beſchlagnahme der 65 Stück Ztegen und die Veräußerung von 27 der⸗ 
felben eln Act der der Gemeindeborſtehung von K. übertragenen Wald⸗ 
polizer war, hinſichtlich welcher nur den betreffenden pollfiſchen Ober⸗ 
behörden die Entſcheidung zuffehen köune, ob dadurch und in wie weit 
das Bofugniß der polktſſchen Ortsbehörde (Oemeiudevorſtehnuig) vou 
K. überſchritten worden ſei, und ob dieſe den Eigenthümern erſatzpflichtig 
ſei oder nicht, wobei es keinen Nukerſchied macht, wenn das Eigenthum, 
anf welchem die Beſchlagnahnte erfolgt iſt und durch welchen die Poſt⸗ 
ſtraße zieht, ſtreitig fein ſolſte, ſobald unr der Gemeindevorſtehung von 
K. Dre Waldpolizei über diefen Waldgrund übertragen war. Erſt wenn 
durch die Verwaltungsbehörde entſchteden fette wird, daß die Gemeinde⸗ 
vorſtehung von K. den Siegeneigenthümern erſagpflichtig ſet, und dieſe 
hinſichklich des Bekrages auf den ordentlichen Rechtsweg gewleſen werden 
foflte, würde die Thätigkeit der Gerichte iu dieſer Sache zu beginnen 
haben“. 


Das Miniftertum des Innern hat mit Note vom 29. December 
1870, 3. 12.556 an den k. k. oberſten Gerichtshof erwiedert. „daß es 
im Einverſtändniſſe mit dem Ackerhauminiſterium vollständig der An 
ſchauung beipflichte, in der Streitſache mehrerer Juſaſſen aus T. wider 
die Gemeinde K., wegen Schadloshaktung und Rückgabe von gepfäudeten 
Ziegen, ſeien die Gerichtsbehörden urcht zuſtändig“ und motivirte ſeine 
Auſicht folgendermaßen: „Die Kläger behaupten. die Gemeindevor⸗ 
ſtehung von K, babe die Grenzen ihres Befugniſſes in Handhabung 
der über die Ziegenweide beſtehenden ſpeciellen Verorduungen, insbe⸗ 
jonbere der Aufträge des beſtaudenen Bezirlsamtes vom 2. November 
und 1. December 1859 überschritten, weil die Pfändung außerhalb 
des Gebietes der Gemeinde K. im Gebiete der Gemeinde T. und 
die Veräußerung der gepfändeteu Ziegen ohne ſpecielle Ermächtigung 
erfolgte, weßhalb ſowohl dem Pfändungsacte, als allen weiteren darauf 
beruhenden Verfügungen der Charakter einer aus dem amtlichen Wir⸗ 

gskreiſe der Gemeiudevor 
die Gene daher wegen der ihr zur Laſt fallenden Bar: 
letzung der Prwwatrechte der Kläger nach gemeinrechtlichen Gruudſägen 
zu haften habe. x 

Es iſt offenbar, daß in dieſe auf Ueberſchrettung der Amtsbe⸗ 
Fugniffe gegründete Schadenerfatzklage erſt daun eingegangen werden 
kaun wenn die Vorſrage entſchteden iſt, ob der Ball einer Ueberſchrei⸗ 
tung der Amtsbefugniſſe gegeben ſei. Die Entſcheidung dieſer Vor⸗ 
frage hängt aber in dem porliegenden Falle davon ab, ob die Hagen- 
den Inſaſſen itberhanpt ſich einer Uebettretung der Vorſchriften über 
die Ziegenweide ſchuldig gemacht haben; in weiterer Conſequenz dann, 
ob der Gemeindevorſtand von K. mit Rückſicht auf den Thatort jenes 
Organ war, in deſſen, Wirkungskreis die Haudhabung der Gubern.⸗ 
Verordn. vom 13. Juli 1844, 3. 7507 gelegen war, und ob b 
ſelbe im Grunde der erwähnten beztefdamtlichen Aufträge zur Ver⸗ 
ſteigerung der gepfändeten en ſchreiten konnle, ob das Bez. Amt 
T die Ermächtigung zu di Veräußerung erthellen kounte, oder ob 
nicht das Bez. Amt F. diejenige Behörde geweſen wäre, in deren Com⸗ 
petenz die Uuterſuchung und Entſcheidnug dieſes eventuellen Ueber⸗ 
tretuugsfalles lag. Alſe dieſe Fragen können nur im politischen Wege 
ausgetragen werden. Hlerin fiudet aber die Uebereinſtimmung der 
Miniſterken des Innern und des Aderbaumnffteriume, mit der Auſicht 
des oberſten Gerichtshofes die Begründung, daß die Thätigkeit der 
Gerichte iu dieſer Streitſache ert dann beginnen kauu, wenn politiſcher 
Seits eutſchieden iſt, daß der Gemeindevorſtand von K. den ihm zu⸗ 
stehenden Wirkungskreis überſchritten hat, und beßhalb den Eigen⸗ 
thümeru der gepfändeten Ziegen erjahpflichtig ſei. 

Objſchon daher dem in dem Urtheile des erſten Richters ent⸗ 
haltenen Motive, daß die Behauptung der geklagten, Gemeinde, die 
fraglichen Acte nur in Ausübung ihres Amtes als Ortspolizei nud in 
Beſolg höherer politiſch⸗adminiſtrativer Verfügungen vorgenommen zu 
haben, begründet erscheine, ald einem präiudictrenden Ansſpruche 
nicht vollkommen, beigeſtimmt werden kann, wäre doch dieſes Urtheil 
insoweit zu beſtätigen, als mit demſeſpen die vorläufige Jucompetenz 
det Gerichte zur Entſcheidung des fraglichen Streſkfalles ansgeſprochen 
wurde.“ 


K. J 


leuchtung der Bedingungen der Conſtituirung von Con⸗ 

Fan bee 119 die . Waaren auch an Nichtmit⸗ 

glieder verkaufen, in Ruckſicht auf ihr Verhältniß zu dritten Per⸗ 
ſonen (Haftpflicht der Verrins mitglieder) “). 


Der Handwerker⸗Verein in N. tft ein wechſelſeitiger Conſum⸗ 
Verein, welcher in die Kategorie der gegenwärtig durch ein ſpecielles 
Geſetz noch nicht geregelten Wirthſchaftsgenoſſenſchaft gehort“). 

Dieſer Verein, deſſen Zweck vorzüglich in dem Einkaufe gewerb⸗ 
licher Stoffe, daun von Lebeusmitteln, Holz, Kleidern n. |. w. und 


J Man vergleiche den Aufſab in Nr. 4, S. 18. des Fuhr ganges 1870 dieſer 
Zeitfchert, 

) Sa bern Geiegentwurfe über bie Wirthſchaftsgeneſfenſchoften itt vorgesorgt, 
daß dieſellen nach ihrer Wahl, entweder unter Zugrundelegung der unbeſchraͤnkken per⸗ 
ſonlichen und ſolldariſchen Haftung ihrer Miglieder, oder naher mil einer, zwar an 
mehrfache Gautelen grbundenen, jedoch auf den Belrag der Einlagen beschränkten 
Haftung, iich conſtitutten dürfen. 


ſtehung von K. fließenden Funetlon maugle, 


il 


deren Verkauf an Mitglieder und Nichtmitglieder beſteht, iſt um 
die Beſtäligung der von ihm beſchloſſenen Aenderungen feiner i. J 1868 
von der Statthalterei genehmigten Statuten eingeſchritten, nach deren 
$ 23 die Vereinsmitglleder für die vom Vereine eingegangenen Schule 
den als Vollmachtgeber zu haften haben. 

Da in dem gleichen Paragraph der abgeänderten Statuten die eben 
erwähnte Beſtimmung dahin abgeändert wurde, daß die Vereinsmit⸗ 
glieder für die vom Vereine coutrahirten Darlehen nur mit ihren 
Vereinseinlagen zu halten haben, hat die Statthalterei, die Beltäti- 
gung der abgeänderken Statuten auch davon abhängig gemacht, „daß 
die Vereinsmitglieder außer mit ihren Einlagen anch nuch mit ihrem 
gefammten Vermögen und zwar ſolidariſch als haftend erklärt werden“. 
Ans folgenden Gründen: Obwohl der Verein unter den im Act. 85 
des Handelsgeſetzbuches bezeichneten Begriff von offenen Handelsgeſell⸗ 
schaften nicht ſubſumirt werden, und demnach die ſolidariſche Haftung 
ſeiner Mitglieder mit ihrem ganzen Vermögen für alle Verbindlich⸗ 
leiten nach Art. 112 des Handelsgeſetzbuches nicht ausgeſprochen wer⸗ 
den könne, jo müſſe dennoch in Anbetracht, daß der Zweck des Ver⸗ 
eines zum Theile dahin zielt, angekaufte Waaren auch an Nicht⸗ 
mitglieder zu verkaufen, die erwähnte Solidarverpflichtung un fo 
mehr zur Bedingung der Beſtütigung der abgeänderten Statuten ge⸗ 
macht werden, als diefelbe im Jutereſſe der Solidität des Vereines 
nothwendig ſei und die Statthalterei unter dieſer Rückſicht zur Setzung 
der fraglichen Bedingung nach § 16 des Vereinsgefetzes vom 26. 
November 1852, N. G. Bl. Nr. 253 exmächtiget ſei. 

Gegen dieſen Ausſpruch hat der Obmann des gedachten Vereines 
eine Vorſtellung überreicht, worin er im Namen des Vereines min 
die Zurücknahme der von der Stgtthatterei geſtellten Vorbedingung 
bat, welche nach der Anſicht des Reeurrenten nur den gänzlichen Zer⸗ 
fall des Vereines zur Folge haben würde, indem ſich Jedermann 
ſcheuen würde, dem Vereine unter der jo normirten Haftungeyflicht 
beizutreten. Auch fei dieſe Art Haftung ganz überflüffig, da es Sache 
besjenigen, der dem Vereine ein Darlehen gewähren will, ſel, zu Bes 
urthellen, inwieweit der Verein nach dem Stande der Einlagen, nach 
der Vertranenswürdigfeit feiner Leitung und nach Maß ſeiner ſtatutariſchen 
Beſtimmungen vertrauenswürdig fel 

Das Miniſterium des Innern hat dem Recurſe unterm 25. 
Inli 1870, 3 5185 keiue Folge gegeben, „weil nach den beſtehenden 
Geſetzen die Beſchränkung der Haftung der Vereinsmitglieder auf dem 
Betrag ihrer Einlagen nur bei Actiengeſellſchaften zuläſſig iſt, der 
vorgelegte Statuteneutwurf des Vereines aber den Auforderungen des 
allgemeinen Handelsgeſetzbuches über Actiengeſellſchaften nicht eutſpricht. 
Jedoch (heißt es in der Miniſterial⸗Entſcheidung weiter) bleibt es dem 
Handwerkswereine in R. unbenommen, die unbeſchränkte Solidarhaftung 
der Vereinsmitglieder unter ſich nach Verhältniß (pro rata) ihrer Ein⸗ 
lagen zu normiren“. 


25 


Auch Privatperſonen können im Eivilrechtsſtreite Gemeinde⸗ 
umlagen exequiren ). 


Franz G. klagte gegen die Gemeinde W. wegen Zahlung von 
1080 fl. Dem Klagbegehren wurde ſlattgegeben. Nach Rechtskräftig⸗ 
werdung des Urtheiſs ſuchte Franz G. um Sequeſtratlun und exe⸗ 
cuttves Pfandrecht auf die „Gemeindeumlagen” an. Allein der erſte 
Richter gab dieſem Erecutſonsgefuche keine Folge, „weil Gemeinde⸗ 
umlagen eine im offentlichen Intereſſe gegründete Beſtimmung 
haben, die durch Privatzwecke in keiner Weiſe alterirt werden können.“ 


Vergleiche den Aufſaz in Nr 33, S. 129 bes Jaheganges 196g dieser Zeit 
ſjchrift. Dort wird theoretiſch die Grequrbarteit der Gemelndeumlagen gleichfalls zu. 
gegeben zugleich aber werden daſelölt die Folgen bernorgehoben, welche aus einer fol- 
chen Eeenkion fice die öffentliche Stellung der Gemeinde und ihre Pflichten in biefer 
Stellung erwadhjen können. Es wird dort auf bie Aufgabe der Geſetzgehung um 
Hebung dieſes Widerſpruches hingewiesen und gejagt: „Es muß daher eine der äffente 
lichen Stellung der Gemeinden und den Anſprüchen der erenuitenhen Glaubiger in 
gleichem Maße Rechnung tragende geſetzliche Bafıd geſchaffen werden. Dies wird 
geschehen mirffen, wenn man vermieten wiffen will, daß eine Genieinbe einerjeitd im 
gegebenen Falle ibren gefeplichen Verpflichungen binſichtlich der Mitwirkung Bei Ber. 
folgung der Verbrecher und Vaganfen aus dem Grunde nicht nachkommen keunte, weil 
ihr eben der lezte Krenzer ang der Geuleludecaſſe entzogen wunde mud daß arderſells 
aber auch eine Gemeinde nicht die ihr wenig anpaſſende Sleſlung eines peivilegirten, 
Schnldenmacherg erhalte”, Bent. d. Red 
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Damider recurrirte Frauz M, und das k. k. Oberlandesgericht 

in Wien entſchied unterm 4. Jänner 1871, 3. 26.192, daß dem Re⸗ 

curtenten auf Grund des rechtskräftigen Erkenntniſſes zur Herein⸗ 

bringung des Capftals pr. 1080 fl. das executive Pfandrecht auf 

ſämmtliche Gemeindeumlagen von W. bis zur Deckung der ſchuldigen 

Summe und die ereeutive Sequeſtratton bewilliget, auch ehr Sequeſter 

aufgeſtellt werde, welcher die din Gemeindeumlagen einzuheben 

und dem Erequenten abzuführen habe, bis daß die Forderung ges 
tilgt ſej 

(Ger.⸗H.) 


Notizen. 


(Weiteres über Ausſcheldung des Meßnereintommene) Zu 
der in der Numer 21 biefes Jahrganges ber Zeſtſchrift eutholteuen Notiz „über Aug. 
ſcheſdung bes Mefnereinfommend“, werden und von Or. Eduard Herrmann folgende, 
die Bemerkungen des Einſender der gedachten Notiz ſheilweiſe berichtigende Auf. 
llärungen zugeſendet: 

„In der diesjährigen Nummer 4 des kärntiſchen Schulblatten ſuchte ich die 
Punkte darguitellen, weiche ein Ourchführungsgeſeh zum § 41 des Geſeßes zur Erhal⸗ 
tung der offentlichen Volköfchulen in Kärnten vom 17. Januar 1871, L. G. Bl. Nr. 12 
zu umfahjen hatle. Dieſer SAL lautet: „Sowelt das Gejeh, ein Vertrag oder ein 
ſonſtiger Privatrechtskitel nebft der Schulgemeinde noch andere Perſonen oder Gur- 
poratſouen oder Fonbe zu deiſtungen oder Beiträgen für die ſachlichen Bebiinfniffe oder 
für das Dienſlelnkommen des Lehrperſonals verpflichtete, oder Stiftungen mit ſolch en 
Widmungen beſtehen, find ſolche Verpflichtungen und Widmungen in vollen Umfange 
aufrecht zu erhalten. Dies gilt insbefoudere, injoferne Sttftungdanorduungen uicht 
dagegen find, von der plgherlgen gejeplichen Verpflichtung, den Schullehrer bad Mep- 
neveinfonnhen zuzuwenden, wobei jedoch der zur Entlohnung für den eigentlichen 
Meßgerdienſt unumgänglich nothwendige Thert desſelben auszuſcheiden und der Kir— 
chengemeinde zu belaſſen it beſonderes Geſeß wied die Modalitäten be 
ſtimmen, nach welchen dieſe Aussſcheldung zu erfolgen hat“. Ich halte Diele Heran. 
ziehung des Meßnereinkommens [lt unbillig und dentete dies auch gleich im Eingange 
meined Aufſatzes im Schulblatte mit den Warten an: „Ohne zu beurtheflen, ob das 
Ziel biefes in Ausſicht geſtellten Durchführungsgeſehhes billig ift“. Da eine Abänderung 
des eben herausgegebenen Geſeßes vom 17. Jandar 1871, Nr, 12 nicht zu erwarten 
war, {o feiggiete ich ein Durchführungegeſeß, in weſchem ich innerhalb des durch den 
5 41 gegebenen Rahmens bezüglich der Dehnereien möglichfte Gonfenuenz und Billige 
leit zu beobachten ſuchle. Ju Aufſaße bemerkte ich, daß ich mich in eine Rechtfertigung 
der einzelnen Gäße bes Vorschlages der nothwendigen Sitze wegen nicht einlaffen 
hann; auch wäre dies zum größten Theile überflüffig geweſen, da dad kärntiſche Schul. 
blatt feinen Referkcetd zumeift unter den Lehrern in Kärnten hat, welche mil deu Te» 
züglichen Berhältwiffen vertraut find. Daß der $ 41 gefeslich durchführbar iſt, muß 
angengunnen werden. Eine Gonſequenz feiner Anordnung iſt, daß das Meßnerein 
kommen als zunt Schuldienſte gehörig betrachtet wird und daß von demſelben durch 
Vermwoltungsorgane (nach meinem Vorſchlage durch Fommiſſtonen, beſtehend aus Ver. 
tretern ber Schule und der Kirche unter Rettung der polttiſchen Behörden) der zur 
Entlohnung fin den elgentlichen Meßnerdienſt unumgänglich nothwendige Theil and» 
geschieden und der Kirchenbehörde belaſſen wird. Wie v. . die Durchführung des 
8.41 denkt, dentet er nichl an, fleht aber die Beſtimmmug des Art. 16 des Stonts. 
grunbgeſepes über die richterliche Gewolt nicht ols eln güaſtigel Recht, fondern als 
eine Kelagelaſt an. Ich betonte das Offenſtehen des Rechtsweges, um Streitigkeiten 
vorzubeugen, welche über bie Anwendung des Art. 15 entftehen können. In welchen 
Fällen mit Meßnereien Schuldienſte zu verbinden gewesen wären, gibt bie politiſche 
Sthulverfoſſung an. Diele Meßnerelen And der Confequenz wegen beranzulehen, da 
ſonft Gemeinden, welche dle Errichtung von Schulen verabfütmt Buben, im Wortheile 
wären. 

Indem ich Geſehezunteuntniß nicht speciell berllhre, erwähne ich, daß doch 
wenigſtens die aus meinem Auffaße cifirten Sätze vom Herrn v. E. hätten ordeullich 
aßgeſchrieben werben ſollen. So heißt es in meinem Anffahe: „Der Umfang des 
Mefpnerbienftes iſt durch die Definition des Meß ners und durch Anfüb rung ber 
baupfſächlichſten Obliegenheiten desselben zu geben“, während das Eitak lalttet: „Der 
Umfang des Meßnerdienſles ift durch die Definttion des Mefinerbienftes und der hanpt⸗ 
ſaͤchlichſten Obktegenheiten desselben zu gehen" — oder — weiter unten ſollte ein Citat 


lauten; „welche jepariet ger wicht oder zu gering entlohnt wur den“. Die Kritik durch 
Zungen und Anerufungszeſchen Kt primitto, zeigt mir aber im gegenwärtigen Falle auch 
einen Mangel an Sachlenntuſß. — Die Meßner haben Häufig außer den mit dem 
Gotteödienſte und der Mcche in engfter Beziehung stehenden, jedem Kinde bekannlen 
Dbtiegenheiten oft noch andere Verrichlungen, wie das Reinigen der feuͤchenwöſche, 
das Oßlntenfinden oder das Unterhalten von ewigen ichtern bel Kreuzen außerhalb 
der Kuchen u. dal, weiche mit dem Mepmerbienfte ſo verbunden find, dafı der Meßner 
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fie entweder um seines übrigen Einkommen willen leiſten nın$ oder daß ſie zwar bene 
jeweiligen Meßner Übertragen find, er aber für dieſelben eine beſondere Entlohnung 
erhlt. Wenn man hier zu Lande Pfarrer und ältere Schullehrer fragt, welche Ber- 
richlungen zum eigentlichen Meßnerdienſte gehören, fo werden fie in ihrer Antwort 
die Unlerſcheidnng machen.“ 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums file Laudesvertheſdigung vom 8. April 1871 
3. 4128/1189 U, betreffend Anrechnung der zum Heere oder zur Marine trans⸗ 
ferirten Landwehrmänner auf das Gantingent des Stellungsbezirkes. 

Von der Miniſteral⸗Justanz wurde beftimmt, daß die im Stuge ber Elie. 
Verordnung vom 10. Juuf 1870, Nr 4688 111”) zum Herre ober zur Marine trans. 
ferirlen Sanbwehrmänner, da fie vermoge der über ihr freiwißfiges Anſnchen erfolgen. 
den Transferleung die geſezllche Linien und Reſerve. Dienſtpficht in ber Geſanunl⸗ 
dauer von 10 Fahren übernehmen, auf das Reernken-Contingent des zuftändigen Stel⸗ 
lungsbezirkes nach $ 38: 8 der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſeßes anzu⸗ 
rechnen ſind. 

Demgemäß werbeu die andwehr⸗Evidenthaltungen unter Einem durch die un 
Verordnungublatt für die k. K Landwehr zur Verlautbarung gelangende Gircular- 
Verordnung angewiesen, von feber Tranzferirung ſolcher Landwehr männer zun Heere 
oder zur Kriegsplarine dle zuftänbige polltiſche Bezirkobehbrde In Kenutniß zu ſeßen. 

Dieſe Mittheilung hat ſich auch anf bie ſett dem Beginne der worfährigen regel“ 
mäßigen Steſtungsperlode bereite stattgefundenen Tranäferrungen der in Rede ſtehen 
den Kategorie zu erſtrecken 

Die aug dem ſtehenden Heere in die k. J. Landwehr überſeten Perſonen bes 
Monuſchaftoſtondes, welche über ihre Bitte behufs der Fortjeunng der activen Dienft« 
Teiftung in erſteres rückt ransſerlrt werden, find ſelbſtverſtändlſch zur Gutrechnung nicht 
geeignet. 


) Vergl. Jahrgang III. 1870, Nr. 31, Seite 124 diefer Zeitſchrift. 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Medieinalrothe Or. Dominil Teelnl in Trient 
den Titel und Charakter eines Slatthultereirathes II. Claſſe verliehen. 

Seine Majeftäl Haben dem Marjnecommtiſſär Franz Umlauf anläßlich feiner 
Uebernahme in den Status der Rechuungsrälhe des oBerften Rechnungshofeß den Tilel 
und Charakler eines Hoffeeretärs taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtaͤt haben dem Dberingeniene Johann Walter den Titel und 
nes Bauathes tarfvei verlieben. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Officialen Ignaz Freiherrn von 
Müſtel in Wien den Eitel und Charakter eines Teſegraphenamis⸗Gontrolors ver. 
liehen. 

Der Reichsranzler hat dem Goncipiften bei der k. t. Pirection der Staatöſchudd 
Dr. Guſtav Ritter v. Ohms eine im Minifteritum des Aeußern erledigte Hof und 
Miniſtertalconcipfſtenſtelle verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat die Batıgdjuncten Ferdinand Meyer, Ludwig 
Ritter v. Wolff und Lucas Gaus zu Ingentenzs für den Staatsbondienſt In Dal. 
matten ernannt 


Charakt 


Erledigungen. 


Bezinkaferretäuäftellen bei der Sligkontcer Bezirrahauptmannſchaft mit 700 fl 
Gehalt fährlich (eventuell 600 fl) und bei ber kek, Bezirkehauptmannſchaft in Karts. 
bad mit 600 fl. Jahresgehalt, bis 10. Juni (Amtsbl. Mr. 136 u 187), 

Begfekzaczteeſteſle in Scheibe mit 800 fl Gehalt jährlich und Duinguennol. 
Zulage, bis 10 Juni (Amtabſ. Nr. 136 u. 137) 

Gonceptsabfunetenftelle ın Oberzſterreich mit 400 fl. Jahresgehalt, bis Ende 
Juni (Amlsblatt Nr. 188). 

Oberomtsofficialsſtelen beim Wiener Hauptzollamte mit 1000 fl. und 900 fl. 
Gehalt und 200 fl. Ouartiergeld, eventuell Amtaofffeialsſtellen mit 800 fl. und 700 fl. 
Jubrergehalt und 150 fl. Qnartiergeld, gegen Gantion; fernere Affiftentenftellen 
mit 600 fl. und 500 fl. Jahresgehalt und 120 fl. Qnarttergeid, bis 20. Jun (Amtabl, 
Nr. 140). 

Sorftmeiftereftelle bei der k. k. Bergdirection zu Sdrka in Krain mit 245 fl. 
Gehalt ſährlich Raluralguartier, Holgbenmtat, Reife und Pferdpaufchnle ze. bis 25. 
Juni (Amlebl. Nr. 140). 

Rehnnngöoffieialsfteile II. Elaſſe beim H. I. Rediuungsbepartenient der k k. 
Statihalterei in Prog mit 800 fl. Gehalt, bis Eube Jun (Amtsbl. Nr. 142). 


Der Sebrgang 1870 der „Zeitichrift 
für Verwaltung” ſammt Index ift um den Preis 
von # fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 
beziehen. 


Für den Druck verantwortlich C. 


